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Bundestag - Anhörung zum Gesetzentwurf zur Änderung des 
Artikel 115-Gesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
– BT–Drucksache 17/4666 (neu) – 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ausführungsgesetzes zu Artikel 115 
GG sieht zwei Änderungen vor, zu denen das RWI nachfolgend Stellung nimmt. 

1. In § 5 Absatz 4 soll die Vorgabe eingefügt werden, dass die Einzelheiten des 
Verfahrens zur Bestimmung der Konjunkturkomponente auch mit dem Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) 
abgestimmt werden sollen. Der § 5 Abschnitt (4) abschließende Satz „Das Ver-
fahren ist regelmäßig unter Berücksichtigung des Standes der Wissenschaft zu 
überprüfen und fortzuentwickeln“ soll nach dem Entwurf ersetzt werden durch 
„Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung ist dauerhaft mit der Durchführung der Berechnungen gemäß der 
Verordnung zu beauftragen“.  

2. § 9, der die Übergangsregelung festlegt, soll ergänzt werden durch den Satz 
„Für den Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2015 ist der Ab-
baupfad gemäß dem Ist-Ergebnis für das strukturelle Defizit des Haushaltjahres 
2010 nachzujustieren.“ 

Zu 1.: 

Die Formulierung „Das Verfahren ist regelmäßig unter Berücksichtigung des Stan-
des der Wissenschaft zu überprüfen und fortzuentwickeln“ sollte nicht aus dem 
Gesetz entfernt werden. Das Verfahren sollte vielmehr in der Tat dann fortentwickelt 
werden, wenn neue Erkenntnisse helfen, die neue Schuldenbegrenzung effektiv im 
Sinne der Neufassung des Art. 115 GG umzusetzen. Die grundsätzliche sachgerechte 
Aufforderung, den Stand der Wissenschaft zu berücksichtigen, bedeutet allerdings 
nicht, jede Änderung, wie etwa die von der EU-Kommission bei der Schätzung der 
Produktionslücke vorgenommene, auch zwingend bei der Ermittlung der Konjunk-
turkomponente zu berücksichtigen. Wir stimmen hier der Einschätzung der Deut-
schen Bundesbank zu, die für Änderungen des Verfahrens fordert, dass mit diesen 
„erhebliche Verbesserungen der Schätzmethode“ verbunden sein sollten und solche 
Änderungen die „Transparenz und Nachvollziehbarkeit nicht beeinträchtigen“ 
sollten (Deutsche Bundesbank, 2011: 62). Insofern ist das BMF hier gefordert, für die 



2 RWI 

geplante Anwendung des fortentwickelten Verfahrens zur Potenzialschätzung Erläu-
terungen und Begründungen anzuführen. 

Die Anforderungen an Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Verfahrens zur 
Ermittlung der Konjunkturkomponente – und damit implizit der Festlegung des 
strukturellen Defizits – hat auch im Hinblick auf die noch ausstehende Umsetzung 
der neuen Verschuldungsbegrenzung auf die Länderhaushalte eine hohe Bedeu-
tung. Das RWI hat darauf auch im Rahmen eines im Auftrag des Bundesministeri-
ums der Finanzen erstellen Forschungsberichts (RWI, 2010) hingewiesen. Wenn zur 
Ermittlung des Produktionspotenzials (noch) komplexere Methoden angewendet 
werden, die auch die Bandbreite an Schätzergebnissen erhöhen, dürfte die Über-
nahme des für den Bund angewendeten Verfahrens auf die Länder – wofür es 
ansonsten gute Gründe gibt, die im RWI-Projektbericht ausgeführt sind – zusätzlich 
erschweren.  

Die im Gesetzentwurf ergänzte Zuständigkeit des SVR für die dauerhafte Durchfüh-
rung der Berechnungen der Konjunkturbereinigung ist nicht überzeugend. Zwar ist 
das diesem Vorschlag zu Grunde liegende Motiv, die Berechnung einem unabhän-
gigen Gremium zu übertragen, durchaus überlegenswert. Eine Erweiterung des 
Auftrags des SVR würde aber den Charakter der beratenden Funktion des Rates in 
einem wichtigen Aspekt der Finanzpolitik einer Bundesregierung grundlegend 
verändern. Wenn man die Berechnung einer unabhängigen Institution oder einem 
unabhängigen Gremium übertragen soll, um damit die Umsetzung der neuen 
Schuldenbegrenzung effektiver zu gestalten, sollte dafür eher ein neues Gremium 
gegründet werden. 

Zu 2: 

Gerade die erstmalige Anwendung des neu gefassten Art. 115 GG sollte durch den 
Bezug auf die tatsächliche Höhe des strukturellen Defizits des Jahres 2010 eine hohe 
Glaubwürdigkeit des Verfahrens sichern. Das RWI empfiehlt der Bundesregierung, 
ausgehend vom Ist-Defizit in Höhe von 44 Mrd. € die Höhe des strukturellen Defizits 
anzupassen und diesen aktualisierten Betrag als Ausgangspunkt für die Festlegung 
des Abbaupfades bis 2015 zu verwenden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die 
rasche Stabilisierung der Wirtschaft in Deutschland nach der Krise nicht nur kon-
junkturbedingt das Defizit deutlich reduziert hat, sondern dass zugleich auch das 
Produktionspotenzial (wieder) gestiegen sein dürfte. Deshalb sind zwei Effekte der 
Erholung auf die Ermittlung von Konjunktur- und Strukturkomponente eines gesam-
ten jährlichen Defizits zu beachten.  
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In seinem aktuellen Konjunkturbericht hat das RWI dargelegt (RWI, 2011: 79-83), 
dass die Bundesregierung mit dem „Zukunftspaket“ auf einen mittelfristigen Konso-
lidierungskurs eingeschwenkt ist. Wenngleich auch Maßnahmen beschlossen wur-
den, die zu Einnahmesteigerungen führen, wurde der Schwerpunkt der Konsolidie-
rungsmaßnahmen richtigerweise auf Ausgabenkürzungen gelegt. Damit wurde – 
zumindest in der mittelfristigen Finanzplanung – ein großer Schritt zum Abbau des 
strukturellen Defizits getan. Allerdings bestehen noch erhebliche Umsetzungsrisi-
ken, sowohl auf der Einnahmenseite, wie bei den eingeplanten Einnahmen aus 
einer noch umzusetzenden Finanzmarkttransaktionssteuer und der ungewissen 
Höhe der Brennelementesteuer, als auch auf der Ausgabenseite, wie bei den noch 
zu realisierenden „globalen Minderausgaben“ oder den Einsparungen durch eine 
Reform der Bundeswehr. 

In der Begründung des hier zu bewertenden Gesetzentwurfs wird von der SPD-
Fraktion der Verdacht geäußerten, dass der Bundesminister der Finanzen „gezielt 
Verschuldungsspielräume“ offenhält, um doch noch im Verlauf dieser Legislaturpe-
riode Steuersenkungen beschließen zu können. Dieser Verdacht ist nach unserer 
Auffassung unbegründet. Das RWI geht vielmehr davon aus, dass der Bundesminis-
ter der Finanzen und die Bundesregierung weitere Steuersenkungen – etwa durch 
eine Reform des Einkommensteuertarifs – nur dann beschließen werden, wenn das 
strukturelle Defizit nach den Vorgaben des neu gefassten Art. 115 GG abgebaut ist.  
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